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Überfremdung: Die harte Wirklichkeit 
Zahl der Ausländer ist seit 1970 weiter angestiegen - Drittelsbeschränkung 
konnte nicht eingehalten werden! 
Der wachsende Anteil der ausländi 
sehen Wohnbevölkerung ist in 
Liechtenstein nicht erst seit einem 
oder zwei Jahren ein politisches 
Problem im Sinne des Wortes. Mit 
der wirtschaftlichen Aufwärtsent 
Wicklung stieg die Zahl der auslän­
dischen Arbeitskräfte. Sie erreichte 
im Jahre 1963 gemäss Statistik 4483 
Personen, 1764 mit Niederlassungs­
bewilligung und 2719 mit Aufent­
haltserlaubnis. Die Einwohnerzahl 
des Landes betrug^ damals 18 425. 
Der Anteil der  ausländischen 
Wohnbevölkerung lag somit bei 
etwas über 24 Prozent. 

Erste Massnahmen 
der Regierung 
Dies veranlasste die damalige Re­
gierung zu ersten, konkreten Mass­
nahmen gegen eine unkontrollierte 
Entwicklung des Ausländerbestan­
des. Liechtenstein erliess also schon 
vor mehr als zehn Jahren ein­
schränkende Massnahmen. Die 
schweizerischen Bestimmungen 
über die Beschränkung des Zuzuges 
von Ausländern folgten erst kurze 
Zeit später. 

Die Ueberfremdung 
bleibt ein Problem 
Die Ueberfremdung blieb ein Pro­
blem, das immer wieder im Vorder­
grund stand. So liegt es auch nahe, 
dass es im Vorfeld von Landtags­
wahlen zur Diskussion steht. Die 
Vaterländische Union widmete der 
Ueberfremdungsfrage in ihrer 
Grundsatzerklärung vom Januar 
1970 folgende Passagen: «Die 
Eigenständigkeit unseres Landes ist 
in Frage gestellt . . .  von innen 
durch die Gefahr der Ueberfrem­
dung» (Seite 3), und, «Der Zuzie­
hung weiterer Arbeitskräfte aus 
dem Ausland sind aus staatspoliti­
schen " Gründen enge Grenzen 
gesetzt» (Seite 8). Die Union erfocht 
im Februar 1970 die Mehrheit bei 
den Landtagswahlen. 
0 Am 1. Januar 1971 trat eine neue 
Verordnung in .Kraft, welche die 

Helft helfen! 
Liechtenstein hilft den Aussätzigen 
«Ich habe die Hälfte meines Da­
seins bei den Aussätzigen ver­
bracht. Eine unvorstellbare Welt  
von Schrecken, Schmerz und Ver­
zweiflung habe ich gesehen. Soll 
das andauern? Werden wir 15 Mil­
lionen Menschen sterben, verfaulen 
lassen, heute, wo wir wissen, dass 
man sie retten und heilen kann?» So 
schreibt der Anwalt der Aussätzi­
gen, Raoul Follereaux.. 

Unsere diesjährige Sammlung 
steht unter dem Patronat der jun­
gen Triesenbergerin Ulrika Gassf-
ner, die seit einem Jahr  im Lepra­
spital iji Casablanca (Marokko) als 
Krankenschwester tätig ist. Sie ist 
ein weithin leuchtendes Beispiel 
der Nächstenhilfe. 

Liechtensteinische Aktion für die 
Aussätzigen — Rudolf Schädler 

(Wer keinen Einzahlungsschein er­
hält notiere sich «Aussätzigenhilfe 
Emmaus Schweiz, Postscheckkonto 
30-136 Bern.) 

Zahl dej^in Liechtenstein wohnhaf­
ten Ausländer auf ein Drittel der 
Gesamtbevölkerung beschränken 
und die Bewilligungen fUr neuzu­
ziehende Drittausländer nach einer 
Prioritätsliste vergeben wollte. 

Die Verordnung wurde von allen 
politischen Parteien begrüsst und 
fand auch die Zustimmung der FBP. 
0 Als die neue Verordnung wirk­
sam wurde lagen folgende, statisti­
sche Angaben über den Ausländer­
bestand (per 1969) vor: Auf 21 400 
Einwohner kamen 6374 Ausländer, 
entsprechend 29.78 Prozent der Ge­
samtbevölkerung. Der Ausländer­
anteil war seit den ersten Massnah­
men im Jahre 1963 innerhalb von 
sechs Jahren um rund fünf Prozent 
angestiegen. Insgesamt lag er nach 
wie vor unter einem Drittel der Ge­
samtbevölkerung. 

Die Vaterländische Union ver­
sprach sich,von der neuen Verord­
nung aus dem Jahre 1971 eine Lö­
sung des Problems und sparte nicht 
mit Vorschusslorbeeren. Obwohl 
die FBP ohne jede Einschränkung 
und im Sinne der v o n  ihr bereits 
1963 verfolgten Politik die neue 
Verordnung begrüsst hatte, blieb 
sie skeptisch. Mit Recht, wie sich 
heute herausstellt. 
# Innerhalb der letzten drei Jahre 
(vom August 1970 bis zum August 
1973) ist die Zahl der Ausländer im 
Lande von 7314 Personen auf 7822 
Personen gewachsen. Laut einer 
Auskunft des Leiters der FL Frem­
denpolizei beträgt der Anteil der 
ausländischen Bevölkerung heute 
rund 34 Prozent. Die Zahl der Aus­
länder ist in den letzten vier Jahren 
also fast in gleichem Umfange wei­

ter angestiegen, wie in der Sechs-
Jahr  07-Zci*3panne zwischen 1963 
und 1969. 

Das Drittelskonzept konnte in der 
Wirklichkeit nicht eingehalten wer­
den. Die Zahl der Ausländer ist 
weiter angestiegen. Trotzdem sind 
die Schwierigkeiten, über die vor  
allem Kleinbetriebe bei der Be­
schaffung ausländischer Arbeits­
kräfte immer wieder klagen, nicht 
kleiner geworden. Die Prioritäten­
ordnung hat sich leider nicht im 
Sinne eines Ausgleiches bewährt. 
Viele Kleinunternehmer sind der 
Ansicht, dass sie im Verhältnis zu 
den Grossbetrieben vom Gesetz un­
gerecht behandelt und benachtei­
ligt wurden. 
0 Deshalb ist «eine Arbeitsmarkt­
politik, die kleineren und mittleren 
Betrieben eine Sicherung und Ent­
faltung ihrer Existenz ermöglicht» 
auch als konkrete, politische Ziel­
setzung in das neue FBP-Programm 
aufgenommen worden. 

Eine neue Erklärung 
der Vaterländischen Union 

'R H 

Das Problem Ueberfremdung konn­
te in den letzten vier Jahren kei­
neswegs gelöst werden, im Gegen­
teil. Die Vaterländische Union 
kommt nicht umhin, dies in ihrer 
Grundsatzerklärung vom Januar 
1974 selbst zuzugeben. Wörtlich 
heisst es dort (auf Seite 13/14): «Die 
als staatspolitische Richtlinie ge­
setzte Drittelsgrenze für den Anteil 
der ausländischen Wohnbevölke­
rung ist schon leicht ü b e r ­
s c h r i t t e n .  Die Beschränkungs-
massnahmen müssen konsequent 

weitergeführt werden. Ihr E r f o l g  
hinsichtlich der Drittelsgrenze wird 
allerdings dadurch b e e i n ­
t r ä c h t i g t ,  dass der Zuzug 
schweizerischer Staatsangehöriger 
n^ch Liechtenstein nach Staatsver­
trag aus dem Jahre 1963 frei ist, 
ohne Rücksicht auf Arbeitsmarkt 
und Ueberfremdung. Allerdings gilt 
für Liechtensteiner in der Schweiz 
dieselbe freizügige Regelung. Die 
Folge ist u. a. eine extreme Ver­
schärfung und Zurückhaltung in der 
Arbeitsbewilligung für Drittauslän­
der, sogar in H ä r t e f ä l l e n .  Ob 
Liechtenstein mit diesem unbe­
schränkten Zuzug von sich aus oder 
aufgrund des Staatsvertrages nur in 
Zusammenarbeit mit der Schweiz 
fertigwerden kann, wird zu prüfen 
sein. 

Das Drittelskonzept zu verteidi­
gen wird m ö g l i c h  sein, wenn 
wir bereit sind, u n s  in dieser 
Grenze zu b e s c h e i d e n  und zu 
b e s c h r ä n k e n .  Bei der bishe­
rigen allzustürmischen Entwicklung 
geht die nüchterne Rechnung auf 
längere Sicht nicht mehr auf. Auch 
für unsere Wirtschaft nicht.» So­
weit die Erklärung der Union. 

Soll die Problemlösung 
abgewälzt werden? 
Was die Vaterländische Union in 
ihrer Grundsatzerklärung 1974 aus­
sagt, ist jedermann in Liechtenstein 
bekannt. Sie zeigt das Problem als 
solches auf, ohne aber gleichzeitig 
zu sagen, wie sie es lösen will. Statt 
einer politischen Zielsetzung erlässt 
die Union einen Aufruf zur Selbst 
bescheidung und Selbstbeschrän 

Alltagssorgen des Bürgers 
Erfahrungen mit dem direkten Telefon - Ein Interview mit 
Walter Kieber, FBP-Kandidat für das Amt des Regierungschefs 
0 Wer halte eigentlich die Idee, 
eine direkte Telefonlinie mit dem 
FBP-Kandidaten für das Amt des 
Regierungschefs einzurichten? 

Walter Kieber: Die Idee als sol­
che ergibt sich aus dem neuen Pro­
gramm der FBP, das die Verbesse­
rung des Kontaktes zwischen Bür­
gern, Regierung und Landtag als 
klares, politisches Ziel fordert. Ver­
schiedene Mitbürger haben dar­
aufhin angeregt, Versuche zur Ver­
besserung dieses Kontaktes doch 
schon vor den Wahlen zu unterneh­
men. So ist dieser Versuch dann 
auch zustande gekommen. 
£ Kann man von diesem Versuch 
sagen, dass er erfolgreich ist? 

Walter Kieber: Ich glaube, das 
kann man sagen. Obwohl ich hier 
gleich vor falschen Vorstellungen 
warnen möchte. Das direkte Tele­
fon auf meinem Schreibtisch rasselt 
keineswegs pausenlos. Es kommen 
zwar regelmässig Anrufe, eher 
mehr, als ich erwartet habe. Aber 
es ist durchaus nicht so, dass ich 
praktisch ununterbrochen am Tele­
fon bin. Schliesslich ist die «Tele­
fonstunde» zwischen 16.00 und 17.30 
Uhr nicht die einzige Möglichkeit, 
mit dem Bürger zu reden . . .  
0 Was werden Sie am Telefon am 
meisten gefragt? Geht es dabei 
auch um Wahlkampfpolitik? 

Walter Kieber: Ganz im Gegen­

teil. Ich glaube, es waren bis heute 
nicht mehr als zwei Telefonate, die 
mit dem derzeitigen Wahlkampf zu 
tun hatten. Es geht nicht um grosse 
Politik. Fast ausnahmslos sind es 
persönliche Probleme und Anlie­
gen, die mir vorgetragen werden. 
Probleme, die der Bürger mit der 
Verwaltung hat. Es geht um Regie­
rungsentscheidungen, auf die er 
wartet, ,um Briefe an die Verwal­
tung, die nicht beantwortet wurden, 
um den Verbleib von Gesuchen 
oder ganz einfach um Auskünfte, 
wie man in dieser oder jener Frage 
am besten vorgehen könnte. Es sind 
wie gesagt, persönliche Anliegen, 
die sich aus dem Verhältnis Bürger-
Staat ergeben. Dabei geht es auch 
nicht nur um Fragen, die meine 
Ressorts in der Regierung betreffen. 

# Gibt es auch anonyme Anrufe, 
in denen sie als Politiker kritisiert 
w e r d e n . . .  

Walter Kieber: . . .  nicht einen 
einzigen. Alle Anrufer meldeten 
sich korrekt und kamen auf ihre 
Sache zu sprechen. Ich freue mich 
sehr darüber, dass die Möglichkeit 
des direkten Kontaktes über das 
Telefon nicht ein einziges Mal miss­
braucht wurde. Ich möchte dies um­
so mehr betonen, als man mich vor  
der Eröffnung dieser direkten Tele­
fonlinie da und dort gewarnt hatte. 
# Haben Sie Reaktionen auf die 

Veröffentlichung der falschen 
Nummer im «Volksblatt» gehabt, 
für die wir uns auch hier nochein-
mal entschuldigen wollen? 

Walter Kieber: Ausser humorvol­
len Bemerkungen und Veröffentli­
chungen habe ich nichts gehört. Ich 
gebe zu, dass ich im ersten Augen­
blick erschrocken bin, als ich den 
Druckfehler in der Zeitung sah, ich 
habe es dann aber — wie übrigens 
die meisten Leute auch, mit. Humor 
genommen. Solche Pannen können 
passieren. Vor Wahlen muss man 
auch damit rechnen, dass man alles 
Mögliche dahinter sucht. Bedauern 
würde ich lediglich, wenn Dr. Hilbe 
dadurch Unannehmlichkeiten ent­
standen wären. 

# Nehmen wir an, dass der liech­
tensteinische Wähler die FBP am 
3. Februar fUr vier Jahre mit der 
Mehrheit im Lande betraut. Wür­
den Sie die direkte Telefonlinie 
dann beibehalten? 

Walter Kieber: Das würde ich auf 
jeden Fall. Wir können dem Bürger 
doch nicht etwas vor den Wahlen 
einräumen, was wir ihm anschlies­
send vorenthalten. Wie  ich schon 
vorhin erwähnte, liegt die direkte 
Linie im Rahmen des neuen FBP-
Programms für dessen Verwirkli­
chung wir uns j a  .verpflichtet ha­
ben. 

kung. Sie wälzt damit das Problem 
ab, und prophezeiht nichts als eine 
ungewisse Zukunft in dieser Frage. 

Freizügigkeit 
Schweiz - Liechtenstein 
Die Tatsache, dass die Schweizer in 
unserem Lande aufgrund des Zoll-
vertrages nicht unter die Einschrän­
kungsbestimmungen fallen, war be­
reits zum Zeitpunkt, als die neue 
Verordnung erlassen wurde, be­
kannt. Kritische Stimmen sahen 
schon von Anfang an, dass die Ver­
ordnung von 1971 hier ein empfind­
liches «Loch» aufwies, das letztlich 

Fortsetzimg auf S/2 
Die aktuelle 
Frage 
Sind solche Bekenntnisse 
noch erforderlich? 
Es gibt in unserem Lande (glückli­
cherweise) mehr politische Grund­
satzfragen, in denen sich beide Par­
teien einig sind, als das Gegenteil. 
Dazu gehört fraglos auch die Ueber­
fremdung, gegen die wir bereits seit 
1963 gemeinsam ankämpfen. Alle 
Massnahmen, die dieses schwierige 
Kapitel unserer Innenpolitik betra­
fen, wurden bis heute einhellig ge-
fässt, ob sie nun vdn der FBP oder 
von der Union als verantwortliche 
Mehrheit eingeleitet worden wareh. 
Es ist nur allzu verständlich, dass 
ein Problem wie die Ueberfremdung 
auch im Vorfeld von Landtagswah­
len diskutiert wird. Die Frage aber 
ist, was man damit gewinnen will, 
wenn man der einen Partei den Vor­
wurf macht, sie habe das Problem 
als solches nicht in ihrem Programm 
ausgesprochen? Müssen alle Pro­
bleme, die bereits seit Jahren be­
kannt sind, immer wieder aufgezeigt 
werden, um ihnen Gewicht zu ge­
ben? — Die FBP hat in ihrem neuen 
Programm eine Reihe konkreter 
Schritte vorgesehen, die das Pro­
blem Ueberfremdung positiv an­
gehen wollen: ein Anlageverbot aus­
ländischen Kapitals in liechtenstei­
nischem Boden soll ebenso reali­
siert werden, wie die schrittweise 
Rückführung ausländisch beherrsch­
ten Bodens in liechtensteinisches, 
öffentliches Eigentum; strenge 
Massnahmen sollen Umgehungsge­
schäfte im Liegenschaftshandel 
durch juristische Personen und 
Strohmänner verhindern; eine neue 
Arbeitsmarktpolitik soll die eng ge­
zogenen Zulassungsgrenzen für 
Ausländer gerechter und wirkungs* 
voller machen, damit auch die klei­
neren Unternehmen in ihrer Existenz 
gesichert sind. Jungen Liechtenstei­
nern sollen in Zusammenarbeit mit 
der Wirtschaft bessere Vorausset­
zungen zur Erreichung von Füh­
rungspositionen im eigenen Land 
geboten werden. Die FBP wird diese 
Programmpunkte zielstrebig an* 
gehen, falls sie am 3. Februar mit 
der Hauptverantwortung im Lande 
betraut wird. Die Vaterländische 
Union hat keinen dieser Programm­
punkte in ihrer Grundsatzerklärung 
berücksichtigt. Trotzdem wird man 
ihr nicht unterstellen, dass sie für 
den Bodenhandel mit Ausländern 
oder gegen bessere Aufstiegschan­
cen für junge Liechtensteiner Ist. 
Ebensowenig muss wohl die FBP ein 
neues Bekenntnis abgeben, dass sie 
die Ueberfremdungsfrage stets als 
ernsthaftes Problem angesehen hat 
und zu den Beschränkungs- und 
Stabilislerungsmassnahmen steht. 


